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B R A N D S C H U T Z

In der Praxis ist die Wartung von Feuer-
schutz- und Rauchabschlüssen erfah-
rungsgemäß oft nur begrenzt durchge-
führt worden. Im Zuge der zunehmenden
Deregulierung im Bauordnungsrecht rückt
die Eigenverantwortung der am Bau Be-
teiligten immer mehr in den Vordergrund.
Dieser Umstand schließt die Wartung von
Feuerschutz- und Rauchschutzabschlüs-
sen klar ein. 

Feuerschutz- und Rauch-
schutzabschlüsse im Brand-
schutzkonzept 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Feuerschutzabschlüsse – d. h. Feuer-
schutztüren, -tore und -klappen – dienen
dazu, betriebsnotwendige Öffnungen in
baulichen Trennungen mit einem aus-
gewiesenen Feuerwiderstand, wie z. B. 
in Komplextrennwänden, Brandwänden
sowie feuerbeständigen Wänden und
Decken, zu schützen. Diese Öffnungen
sind deshalb notwendig, weil dadurch der 
normale Betriebsablauf, etwa der Produk-
tionsfluss, trotz der brandschutztechnisch
sinnvollen baulichen Trennungen mög-
lichst ungestört aufrechterhalten werden
soll. Demnach müssen Feuerschutzab-
schlüsse im Brandfall sicher schließen
und im geschlossenen Zustand die glei-
chen Schutzfunktionen erfüllen wie bau-
liche Trennungen (Bild 1).

Rauchschutzabschlüsse – d. h. Rauch-
schutztore und -türen – sollen im Brand-
fall für eine begrenzte Zeitdauer (etwa 10
Minuten) Gewähr leisten, dass der von ih-
nen geschützte Raum zur Rettung von
Menschen ohne Atemschutz begehbar
bleibt. Sie werden in der Regel einge-
setzt, um Flucht- und Rettungswege zu
unterteilen und /oder von angrenzenden
Räumen zu trennen. Dementsprechend
müssen Rauchschutzabschlüsse im Brand-
fall sicher schließen und im geschlosse-
nen Zustand den Durchtritt von Rauch be-
hindern. Feuerschutzabschlüsse können
ggf. auch als Rauchschutzabschlüsse ein-
gesetzt werden, wenn sie entsprechend
ausgeführt und ihre Funktionen nachge-
wiesen sind (Bilder 2 und 3).  

Bauliche Trennungen haben im Brandfall
die Aufgabe, eine großflächige Ausbrei-
tung von Feuer und Rauch für die Dauer
ihrer Feuerwiderstandsfähigkeit zu ver-
hindern. Damit soll sichergestellt werden,
dass nach den Vorgaben der Landesbau-
ordnung die Rettung von Menschen und
Tieren sowie die wirksame Löscharbeit –
auch im Sinne des Umweltschutzes – er-
möglicht werden. Zum anderen sollen

Verantwortung und Verantwortungs-

träger für die Wartung von Feuer-
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Bild 1: 

Brandschutztor in
einer Produktions-

halle für Automobil-
kunststoffteile

. . . . . . .  



gemäß den gesetzlichen Vorgaben zur
unternehmerischen Risikovorsorge Sach-
und Folgeschäden durch den Brand be-
grenzt werden. Dabei sind neben unmit-
telbaren thermischen Brandeinwirkungen
auch Brandfolgeschäden, z.B. durch kor-
rosive Brandgase als Zersetzungspro-
dukte, zu berücksichtigen. 

Gemäß dem Gesetz zur Kontrolle und
Transparenz im Unternehmensbereich
(KonTraG), das am 1. Mai 1998 in Kraft
getreten ist und das geltende Aktienge-
setz ergänzt, können Unternehmer und
Manager haftbar gemacht werden, wenn
sie keine Vorsorge im Rahmen betrieb-
lichen Risikomanagements betreiben.
Damit soll durch Erfahrungen aus der 
Vergangenheit verhindert werden, dass
zukünftig Unternehmen durch scheinbar
plötzlich aufgetretene Probleme – wie
mehrfach spektakulär geschehen – in eine
existenzbedrohende Lage geraten. Hierzu
heißt es im § 91 des KonTraG:

Dass Brandschäden die Existenz eines
Unternehmens ernsthaft gefährden kön-
nen, ist bekanntlich unumstritten; nach ei-
ner amerikanischen Studie über die Kredit-
würdigkeit haben z.B. 43% der Unterneh-
men, die von einem Großbrandschaden
betroffen sind, ihren Geschäftsbetrieb da-
nach eingestellt. Nach der Großschaden-
statistik des GDV, in der Brandschäden mit
einer gesamten Schadenhöhe von mehr
als 500.000 Euro erfasst sind, muss in
Deutschland durchschnittlich mit ca. 200
bis 300 Großschäden pro Jahr gerechnet
werden.  

Die gesetzlich verankerten Grundanfor-
derungen des Brandschutzes werden auch
allgemein als Schutzziele bezeichnet. Sie
bilden gemeinsam mit weiterführenden
Schutzzielen zur Existenzsicherung, wie
z. B. Bewahrung vom Marktanteil und
Schutz vor Image-Verlust,  die Grundlagen
für ein Brandschutzkonzept (Grafik 1).

In einem ganzheitlichen Brandschutzkon-
zept müssen die baulichen Maßnahmen 
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„Der Vorstand hat geeignete

Maßnahmen zu treffen, insbe-

sondere ein Überwachungs-

system einzurichten, damit den

Fortbestand der Gesellschaft

gefährdende Entwicklungen 

früh erkannt werden.“

Bilder 2 und 3: Rauchschutztür, die ihrer Funktion gerecht geworden ist



andere vorbeugende Brandschutzmaß-
nahmen anlagentechnischer und organi-
satorischer Art sowie den abwehrenden
Brandschutz risikogerecht und schutzziel-
orientiert ergänzen. 

Welche Rolle Feuerschutz- und Rauch-

schutzabschlüsse dabei spielen, geht

besonders deutlich aus den nachfol-

genden Schadenbeispielen hervor:

� In einem zweigeschossigen Alters-
heim war ein Brand in einem Zimmer 
im Untergeschoss ausgebrochen. Er
wurde wahrscheinlich durch Rauchen
im Bett verursacht. Dabei sind drei
Bewohner im Brandentstehungsraum
ums Leben gekommen. Eine offen ste-
hende Feuerschutztür zwischen dem
Ober- und Untergeschoss führte aller-
dings zu einer Ausbreitung von Feuer
und Rauch. Dadurch waren weitere
fünf Brandtote im Obergeschoss zu
beklagen.

� Bei einem Brand einer Schule – ausge-
hend von einem Lagerraum im Keller –
war die gesamte Stahl-Tragkonstruktion
einer Turnhalle Opfer des Schadenfeu-
ers geworden. Gemeinsam mit den 
angrenzenden Wänden konnten die
Feuerschutztüren eine Brandausbrei-
tung und somit auch eine Schadener-
weiterung wirksam verhindern. Die
Feuerschutztüren sind zwischen der
Turnhalle und den angrenzenden
Schulbebauungen in der baulichen
Trennung eingebaut. 

Die Feuerwiderstandsklasse der bauli-
chen Trennungen und der Feuerschutz-
abschlüsse nach der Normreihe DIN 4102
sind in der Grafik 2 aufgeführt. Im Gegen-
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satz dazu können im europäischen Klas-
sensystem, welches demnächst auch na-
tional die Normenreihe DIN 4102 erset-
zen wird, die Leistungsfähigkeiten von
Wänden und Decken sowie Feuerschutz-
und Rauchschutzabschlüssen direkt aus
der Kennzeichnung abgelesen werden1).
Dazu zählen z.B. feuerbeständige Feuer-
schutztür mit EI2  90 – C5 und Rauschutz-
türen mit S200 – C5.

Notwendigkeit der Wartung
für Feuerschutz- und
Rauchschutzabschlüsse

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Feuerschutz- und Rauchschutzabschlüsse
müssen selbstschließend sein. So wird
gewährleistet, dass sie während der nor-
malen Betriebzeit die betriebsnotwendigen
Durchgänge und Durchfahrten offen  halten
und im Brandfall die zugewiesenen Schutz-
funktionen erfüllen. Der Prototyp aller 

Feuerschutz- und Rauchschutzabschlüsse
muss deswegen im Rahmen einer allge-
meinen bauaufsichtlichen Zulassung für
Feuerschutzabschlüsse bzw. eines allge-
meinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses
für Rauchschutzabschlüsse einer Dauer-
funktionsprüfung gemäß DIN 4102-18 un-
terzogen werden. Dabei wird in Anlehnung
an die übliche Lebensdauer eines Gebäu-
des von einer Betriebsdauer von ca. 30
Jahren ausgegangen. 

Feuerschutz- und Rauchschutzabschlüs-
se werden – wie alle anderen technischen
Mittel – mit zunehmender Betriebsdauer
abgenutzt, etwa durch Alterung, Korrosion
und /oder durch Verschleiß infolge regel-
mäßiger Öffnungs- und Schließvorgänge.
In der Praxis ist z. B. häufig festzustel-
len, dass einzelne Feuerschutz- und
Rauchschutztüren nicht mehr einwandfrei
schließen können (Bild 4). 

Aus diesem Grunde müssen während der
Gebäudenutzung Maßnahmen für Feuer-
schutz- und Rauchschutzabschlüsse er-
griffen werden. Nur so können Mängel
frühzeitig vor dem Funktionsversagen
festgestellt, beseitigt und die erforderli-
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Grafik 2

1) Index „2“ nach dem Kennbuchstaben I für die Wärmedämmung kennzeichnet die bei der Brandprüfung zulässige Temperaturerhöhung 
von 360°C im Falzbereich, index „200“ nach dem Kennbuchstaben S für die Begrenzung der Rauchdurchlässigkeit kennzeichnet die Prüf-
temperatur von 200°C. 

2) Informationen über die Anordnung und Ausführung von Komplextrennwänden und Brandwänden sind im Merkblatt VdS 2234 enthalten. 
3) Im Gegensatz zu feuerbeständigen Wänden (F 90) müssen Komplextrennwände und Brandwände im Brandfall unabhängig von der Gebäude-

konstruktion auch bei einer dreimaligen Stoßbeanspruchung, die einen Einsturz von Gebäudeteilen simuliert, ihre Standsicherheit behalten
und den Raumabschluss im Sinne von DIN 4102-2 wahren. Solche Stoßbeanspruchungen soll – wie auf der diesjährigen vfdb-Jahrestagung
in Dresden berichtet – von amerikanischen Kollegen nach dem schrecklichen Terroranschlag vom 11. September ggf. als eine maßgebende
Einwirkung zur Prüfung konstruktiver Bauteile für exponierte Bauten aufgegriffen werden. Allerdings ist die Einwirkungsstärke zur Simulation
eines Flugzeugabsturzes um einige Größenordnungen höher als bei der Prüfung der Komplextrennwände und Brandwände.

4) Bis 220 m2 Wandfläche max. 4 x Öffnungen mit einer Gesamtfläche von 22 m2

5) Wohnungstrennwände, Treppenraumwände gemäß Bauordnungen
6) Arbeitsgemeinschaft der für das Bauen und Wohnen zuständigen Minister der Länder

Erforderliche Feuerwiderstandsklassen von FSV

Feuerwiderstandsklassen nach DIN 4102

Bauliche Trennungen Feuerschutzabschlüsse

Komplextrennwände2) F 180 + (4000 Nm)3) T 90 (< 22 m 2)4)

Brandwände2) F 90 + (3000 Nm)4) T 90

feuerbeständige Abtrennungen F 90 T 90
feuerbeständige Wände F 90 T 90 / T 305)

und Decken

feuerhemmende Wände F 30 T 30 / T 05)

und Decken

. . . . . . .  



che Betriebsbereitschaft und -sicherheit
bewahrt werden. Diese Vorkehrungen
gelten demnach auch als vorbeugende
Brandschutzmaßnahme und müssen beim
Betreiben von baulichen Anlagen mit Feu-
erschutz- und Rauchschutzabschlüssen
konkret organisiert werden. 

Nach DIN 31051 wird die Gesamtheit der
Maßnahmen zur Bewahrung, Wieder-
herstellung des Sollzustandes sowie
Feststellung und Beurteilung des Ist-
Zustandes von technischen Mitteln eines
Systems als Instandhaltung bezeichnet.
Hierzu gehören Maßnahmen zur
� Wartung (Bewahrung des Ist-Zu-

standes),
� Inspektion bzw. Prüfung (Beurteilung

des Ist-Zustandes) und 
� Instandsetzung (Wiederherstellung

des Sollzustandes), 
wobei Wartung und Prüfung technisch
schwer voneinander zu trennen sind, weil
auch bei der Wartung Mängel festgestellt
werden können. 

Grundsätzlich kann Wartung von fach-
kundigen Personen vorgenommen wer-
den. Die Prüfung ist zwecks Bewahrung
der erforderlichen Objektivität von einer
fachlich geeigneten und neutralen Stelle
(z. B. anerkannten Prüfstelle) bzw. einer
fachlich geeigneten und unabhängigen
Person (z. B. einem Sachkundigen oder
Sachverständigen) durchzuführen. Dies

wird besonders am Beispiel des Auto-

mobils deutlich: Während die Prüfung
vom TÜV oder einer anderen anerkann-
ten Stelle durchgeführt werden muss,
können die Pflege und Reparaturarbeit
von einer Autowerkstatt im Auftrag des
Fahrzeugführers durchgeführt werden. 

Verantwortung für die Brandsicherheit in
baulichen Anlagen ist sowohl in den öf-
fentlich-rechtlichen Bestimmungen als
auch privatrechtlichen Regelungen ent-
halten. Die öffentlich-rechtlichen Bestim-
mungen, wie z.B. die Landesbauordnun-
gen und die ergänzenden Ausführungs-
und Sonderbauvorschriften, stellen die
Mindestanforderungen für die öffentliche
Sicherheit und Ordnung – also Leben, Ge-
sundheit und natürliche Lebensgrundla-
gen – dar und müssen von allen am Bau
Beteiligten erfüllt werden. Risiken, die 
von den bauordnungsrechtlichen Brand-
schutzanforderungen nicht abgedeckt sind, 

müssen die Betroffenen durch Vorsorge-
maßnahmen selbst tragen. Dazu zählt
z.B. der Abschluss einer geeigneten Ver-
sicherung. Im Rahmen eines Versiche-
rungsvertrages haben Versicherungsneh-
mer allerdings geltende Sicherheitsvor-
schriften als Obliegenheiten einzuhalten.
Hierzu gehören sowohl die behördlichen
Bestimmungen als auch die vereinbarten
Regelungen der Versicherer, etwa VdS-
Richtlinien. Die dann noch verbleibenden
Risiken werden bekanntlich auch als 
Restrisiken bezeichnet. Sie sollen für die
Betroffenen akzeptabel sein und deshalb
nach Möglichkeit so gering wie möglich
gehalten werden. 

Rechtsgrundlagen für 
die Wartung

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Die Verantwortung für die Brandsicherheit
in baulichen Anlagen schließt eindeutig
auch die Verantwortung für die Wartung
von Feuerschutz- und Rauchschutzab-
schlüssen als Baustein eines Brand-
schutzkonzeptes ein.16
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Verantwortung  
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Bild 5: Brandschutztür mit zugelassener Feststell-
einrichtung, die Auslösung erfolgt per Handtaster
oder Rauchmelder
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Bauordnungsrechtliche

Bestimmungen

In den öffentlich-rechtlichen Bestimmun-
gen ist das Thema Wartung in der Regel
nur indirekt angesprochen, z. B. im Rah-
men der Instandhaltung. So ist in der MBO
(Fassung vom 6. Juni 1996) folgender
Wortlaut zu lesen:

Unter den Gesichtspunkten der Gefah-
renabwehr für Nutzer oder Dritte kann
hieraus – wie im Kommentar zur Landes-
bauordnung Nordrhein-Westfalen zu le-
sen – in Verbindung mit DIN 31051 eine
Pflicht zur Instandhaltung und somit auch
zur Wartung abgeleitet werden. 

In den bauordnungsrechtlichen Bestim-
mungen ist allerdings nur die Prüfung 
sicherheitstechnischer Anlagen und Ein-
richtungen konkret geregelt. Diese Prü-
fung ist nicht nur regelmäßig, sondern
auch vor der ersten Inbetriebnahme und
nach wesentlichen Änderungen durchzu-
führen. Die wenigen Bestimmungen für
Nutzung in der Zulassung für Feuer-
schutzabschlüsse sind auf die Kennzeich-
nung des Schließbereichs von Feuer-
schutztoren und die Wartung einer ggf.
vorhandenen Feststellanlage beschränkt.

Auch im Sinne der Produkthaftung wird
die Wartung nur indirekt durch die bestim-
mungsgemäße oder zu erwartende Ver-
wendung als Grundlage zur Auslegung

der Gebrauchsdauer von Produkten an-
gesprochen. Dementsprechend sollte im
Rahmen der Diskussion über die Leitlinien
für europäische technische Zulassungen
die Dauerhaftigkeit von Bauprodukten
und Bauarten für etwa 10 bis 25 Jahre ein-
geschränkt werden. 

Das führt dazu, dass die Aufgliederung
der Maßnahmen zur Instandhaltung im
Sinne von DIN 31051 in Wartung, Prüfung
und Instandsetzung erfahrungsgemäß in
der Praxis vielfach nicht bekannt ist. 
Bauherren sowie Betreiber baulicher An-
lagen wissen häufig nichts von ihrer Ver-
antwortung hinsichtlich der Wartung, weil
es nicht eindeutig bzw. nicht deutlich aus
dem Bauordnungsrecht hervorgeht. Bei
der von der ARGEBAU6) durchgeführten
Anhörung über das neue Brandschutz-
konzept der Musterbauordnung hat der
GDV deutlich darauf hingewiesen. Mehr
Verantwortung der am Bau Beteiligten
nach dem politischen Willen kann in der
Praxis nur dann wirksam eingefordert
werden, wenn die Verantwortlichkeit ein-
deutig festgelegt ist. Dies gilt z.B. für die
Wartung der Absperrvorrichtungen gegen
Brandübertragung in Lüftungsleitungen –
kurz auch Brandschutzklappen genannt –
gemäß der allgemeinen bauaufsichtlichen
Zulassung (Bild 6): 
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§3 Allgemeine 

Anforderungen

(1) Bauliche Anlagen sowie andere
Anlagen und Einrichtungen im Sinne
von §1 Abs. 1 Satz 2 sind so anzu-
ordnen, zu errichten, zu ändern und
instandzuhalten, dass die öffentli-
che Sicherheit oder Ordnung, insbe-
sondere Leben, Gesundheit oder die
natürlichen Lebensgrundlagen, nicht
gefährdet werden.

(2) Bauprodukte dürfen nur verwen-
det werden, wenn bei ihrer Ver-
wendung die baulichen Anlagen bei
ordnungsgemäßer Instandhaltung

während einer dem Zweck entspre-
chenden angemessenen Zeitdauer

die Anforderungen dieses Gesetzes
oder aufgrund dieses Gesetzes er-
füllen und gebrauchstauglich sind.

Bild 6: Brandschutzklappe im Lüftungsschacht

 



Bestimmung für die Nutzung – Wartung

der Absperrvorrichtungen

1. Allgemeines

Die Absperrvorrichtungen müssen in
halbjährigem Abstand gewartet werden.
Ergeben zwei aufeinander folgende War-
tungen keine Funktionsmängel, brauchen
die Absperrvorrichtungen nur in jährli-
chem Abstand gewartet werden.

2. Durchführung der Wartung

Die Absperrvorrichtungen müssen ent-
sprechend der Wartungsanweisungen re-
gelmäßig gewartet werden. Der für die
Herstellung von Lüftungsleitungen mit
Absperrvorrichtungen verantwortliche
Unternehmer hat den Bauherren auf die
Wartungspflicht hinzuweisen und ihm die
allgemeine bauaufsichtliche Zulassung
zu übergeben. Bauherren und ihre Rechts-
nachfolger (bzw. Betreiber der baulichen
Anlagen) ohne ausreichende Sachkunde
müssen die Wartung Sachkundigen über-
tragen. 

Sicherheitsvorschriften der

Feuerversicherer

Gemäß VdS 100 „Allgemeinen Feuerver-
sicherungsbedingungen (AFB)“ darf grund-
sätzlich ein Versicherungsnehmer keine
Sicherheitsvorschriften verletzen und oh-
ne Einwilligung der Versicherer keine Ge-
fahrerhöhung vornehmen oder gestatten.
Grundlage dieser Bestimmungen ist u. a.
der §23 des Versicherungsvertragsgeset-
zes, der lautet:

Brandschutztechnische Einrichtungen
und Anlagen, deren Verfügbarkeit bzw.
Wirksamkeit aufgrund einer mangel-
haften Instandhaltung beeinträchtigt ist, 
werden eindeutig als gefahrerhöhend 
betrachtet. In den „Allgemeinen Sicher-
heitsvorschriften der Feuerversicherer für
Fabriken und gewerbliche Anlagen (ASF)“
(VdS 2038), die in der Regel Bestandteil
des Versicherungsvertrags und als Oblie-
genheiten stets von allen Versicherungs-
nehmern zu befolgen sind, wird im Ab-
schnitt 1.4 konkret gefordert, dass die
ständige Funktionsbereitschaft der Feu-
erschutztüren und -tore durch Wartungen
sicherzustellen ist. 

Eine Verletzung dieser Obliegenheiten
kann nach dem Versicherungsvertrags-
gesetz (VVG) im Schadenfall zur Kündi-
gung des Versicherungsvertrags bzw. zur
Leistungsfreiheit der Versicherer führen.
Dieser Umstand wurde bereits mehrfach
gerichtlich festgestellt. 
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§23 VVG

(1) Nach dem Abschluss des Ver-
trags darf der Versicherungsneh-
mer nicht ohne Einwilligung des
Versicherers eine Erhöhung der
Gefahr vornehmen oder deren
Vornahme durch einen Dritten ge-
statten.

(2) Erlangt der Versicherungsnehmer
Kenntnis davon, dass durch eine
von ihm ohne Einwilligung des
Versicherers vorgenommene oder
gestattete Änderung die Gefahr
erhöht ist, so hat er dem Versi-
cherer unverzüglich Anzeige zu
machen.
...... 

§24 VVG

(1) Verletzt der Versicherungsneh-
mer die Vorschrift des §23 Abs. 1
so kann der Versicherer das Ver-
tragsverhältnis ohne Einhaltung
einer Kündigungsfrist kündigen.
......

§25 VVG

(1) Der Versicherer ist im Fall einer
Verletzung der Vorschrift des
§23 Abs. 1 von der Verpflichtung
zur Leistung frei, wenn der Versi-
cherungsfall nach der Erhöhung
der Gefahr eintritt.
...... 



� Feuerschutz- und Rauchschutzab-
schlüsse regelmäßig gewartet wer-
den müssen, damit ihre ständige
Funktionsbereitschaft – wie gefor-
dert – auch tatsächlich sicherge-
stellt werden kann.

� die Wartung von Feuerschutz- und
Rauchschutzabschlüssen auch eine
vorbeugende Brandschutzmaßnah-
me ist. Diese muss vom Bauherrn
bzw. Betreiber der baulichen An-
lagen als ein Element des ganzheit-
lichen Brandschutzkonzeptes be-
triebsintern organisiert werden.

� zur Planung und Durchführung der
Wartungsmaßnahmen für Feuer-
schutz- und Rauchschutzabschlüs-
se zunächst die zulässigen Inter-
valle, die erforderliche Qualifikati-
on der ausführenden Fachkräfte,

der erforderliche Umfang und die
Grundlagen der Wartung (z.B. War-
tungsanleitung des Herstellers) ge-
klärt werden müssen.

� gemäß den bauordnungsrechtli-
chen Bestimmungen die Verant-
wortung für die Wartung von Feuer-
schutz- und Rauchschutzabschlüs-
sen der Bauherr, was insbesondere
bei den Wohngebäuden und Ge-
bäuden vergleichbarer Nutzung
der Fall ist, oder der Betreiber trägt,
was bei Industrie- und Gewerbege-
bäude häufig der Fall sein kann.

� nach den privatrechtlichen Rege-
lungen der Versicherung stets der
Versicherungsnehmer (Bauherr
bzw. sein Rechtsnachfolger) die
Verantwortung für die Wartung
trägt.
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Zusammenfassung
und Ausblick
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Kurz zusammengefasst kann festgestellt werden, dass
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